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Auf die Revision des KlÃ¤gers wird das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 11. November 1998 aufgehoben. Die Sache wird zur erneuten
Verhandlung und Entscheidung an das Landessozial- gericht zurÃ¼ckverwiesen.

GrÃ¼nde:

I

Streitig ist die GewÃ¤hrung von Altersruhegeld (ARG). Dabei geht es vor allem um
die Frage, ob der KlÃ¤ger als (ehemaliger) AngehÃ¶riger des deutschen Sprach- und
Kulturkreises (dSK) die BerÃ¼cksichtigung von Zeiten nach dem
Fremdrentengesetz (FRG) beanspruchen kann.

Der KlÃ¤ger ist anerkannter Verfolgter iS des BundesentschÃ¤digungsgesetzes
(BEG). Er wurde am 3. Juli 1925 in B. bei M. in RumÃ¤nien geboren und lebte bis
zum Jahre 1944 in seinem Geburtsort, wo er von 1932 bis 1938 oder 1939 die
Volksschule besuchte. Von April 1944 bis zum 27. Januar 1945 war er
nationalsozialistischen VerfolgungsmaÃ�nahmen ausgesetzt. Im Dezember 1946
wanderte er nach Israel aus, wo er die israelische StaatsangehÃ¶rigkeit erwarb.
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Im Juni 1990 beantragte er die GewÃ¤hrung von ARG wegen Vollendung des 65.
Lebensjahres aus der deutschen gesetzlichen Rentenversicherung. Nach
umfangreichen Ermittlungen lehnte die Beklagte den Antrag mit Bescheid vom 4.
August 1995 idF des Widerspruchsbescheides vom 30. November 1995 ab. Zur
BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie im wesentlichen aus: Der KlÃ¤ger habe keine in der
deutschen Rentenversicherung anrechenbaren Zeiten zurÃ¼ckgelegt.
Voraussetzung fÃ¼r die BerÃ¼cksichtigung der in RumÃ¤nien zurÃ¼ckgelegten
Zeiten sei die ZugehÃ¶rigkeit zum dSK, dem der KlÃ¤ger aber nicht angehÃ¶re. Er
kÃ¶nne zwar deutsch sprechen und lesen, aber nicht schreiben, woraus zu
schlieÃ�en sei, daÃ� er die deutsche Sprache im persÃ¶nlichen Lebensbereich nicht
Ã¼berwiegend benutzt habe. AuÃ�erdem habe er im Jahre 1957 beim Amt fÃ¼r
Invalidenrehabilitation in Tel Aviv hebrÃ¤isch und jiddisch als Muttersprache
angegeben.

Das vom KlÃ¤ger angerufene Sozialgericht DÃ¼sseldorf (SG) hat die Klage mit
Urteil vom 26. August 1997 im wesentlichen mit der BegrÃ¼ndung abgewiesen, es
sei nicht glaubhaft, daÃ� der KlÃ¤ger frÃ¼her habe deutsch schreiben kÃ¶nnen. Er
sei mehrsprachig gewesen, habe aber nicht Ã¼berwiegend die deutsche Sprache
gebraucht. Die von der Heimatauskunftsstelle RumÃ¤nien beim
Landesausgleichsamt Bayern (HAST) eingeholte Auskunft vom 28. Mai 1996 habe
ergeben, daÃ� in dem Heimatort des KlÃ¤gers im Jahre 1930 nur 96 Personen und
im Jahre 1941 nur 31 Personen Deutsch als Muttersprache angegeben hÃ¤tten.

Mit Urteil vom 11. November 1998 hat das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen
(LSG) die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckgewiesen und zur BegrÃ¼ndung im
wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Nach dem Gesamtergebnis der durchgefÃ¼hrten
Ermittlungen bestehe keine Ã¼berwiegende Wahrscheinlichkeit dafÃ¼r, daÃ� der
KlÃ¤ger zu Beginn der Verfolgung im April 1944 dem dSK angehÃ¶rt habe. FÃ¼r die
ZugehÃ¶rigkeit zum dSK sei der Gebrauch der deutschen Sprache von
ausschlaggebender Bedeutung, wobei zum Beherrschen der Sprache auch das
Lesen und Schreiben gehÃ¶re. Ob der KlÃ¤ger zum Zeitpunkt des
Verfolgungsbeginns die deutsche Sprache auch in der Schrift beherrscht habe, sei
zweifelhaft. MÃ¶glichkeiten, die durch die Angaben des KlÃ¤gers insoweit
aufgetretenen WidersprÃ¼che zu klÃ¤ren, seien nicht erkennbar. Hierauf komme es
jedoch nicht entscheidend an, weil andere gewichtige Gesichtspunkte gegen eine
ZugehÃ¶rigkeit des KlÃ¤gers zum dSK sprÃ¤chen. Aufgrund der durchlaufenen,
nicht ganz einfachen Schulausbildung sei davon auszugehen, daÃ� er die
rumÃ¤nische Sprache in Wort und Schrift beherrscht habe. Dies spreche dafÃ¼r,
daÃ� Kultur und Weltbild dem KlÃ¤ger durch die rumÃ¤nische Sprache zumindest in
dem gleichen Umfang wie durch die deutsche Sprache vermittelt worden seien. Es
erscheine glaubhaft, daÃ� er von seiten seines Elternhauses deutschsprachigen
EinflÃ¼ssen ausgesetzt gewesen sei, doch sei davon auszugehen, daÃ� diese
EinflÃ¼sse im Laufe der Zeit bis zum Verfolgungsbeginn immer geringer geworden
seien. UmstÃ¤nde, die den KlÃ¤ger weiter am Gebrauch der deutschen Sprache
hÃ¤tten festhalten lassen, seien weder ersichtlich noch vorgetragen worden. Die
ErklÃ¤rungen der Zeugen P. und F. stellten nur auf den Sprachgebrauch im
Elternhaus ab. Es kÃ¶nne aber nicht unberÃ¼cksichtigt bleiben, daÃ� der KlÃ¤ger
als Heranwachsender selbstverstÃ¤ndlich den sprachlichen EinflÃ¼ssen der
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Umgebung ausgesetzt gewesen sei. Auch wenn seine Eltern oder GroÃ�eltern noch
dem dSK angehÃ¶rt hÃ¤tten, sei dies aufgrund der geschilderten UmstÃ¤nde fÃ¼r
den KlÃ¤ger nicht mit der erforderlichen Ã¼berwiegenden Wahrscheinlichkeit
anzunehmen.

Mit der vom erkennenden Senat zugelassenen Revision rÃ¼gt der KlÃ¤ger die
Verletzung formellen und materiellen Rechts. Als Verfahrensmangel macht der
KlÃ¤ger eine Verletzung seines Anspruchs auf rechtliches GehÃ¶r (Â§ 62 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG), Art 103 Abs 1 des Grundgesetzes (GG)) geltend, weil
das LSG seine ihm obliegende Hinweispflicht verletzt habe. Insbesondere hÃ¤tte
das LSG ihn darauf hinweisen mÃ¼ssen, daÃ� es von einer nicht ganz einfachen
Schulausbildung sowie von lediglich "deutschsprachigen EinflÃ¼ssen" in seinem
Elternhaus und von der Annahme ausgehe, daÃ� die deutschen EinflÃ¼sse im Laufe
der Zeit bis zum Verfolgungsbeginn immer geringer geworden und keine
UmstÃ¤nde ersichtlich seien, die auf ein Festhalten am Gebrauch der deutschen
Sprache hÃ¤tten schlieÃ�en lassen.

Zur RÃ¼ge der Verletzung materiellen Rechts (Â§ 17a FRG, Â§ 20 des Gesetzes zur
Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts in der
Sozialversicherung (WGSVG)) fÃ¼hrt der KlÃ¤ger aus: Das LSG gehe davon aus,
daÃ� fÃ¼r die ZugehÃ¶rigkeit zum dSK das Beherrschen der (deutschen)
Schriftsprache verlangt werden mÃ¼sse. Zwar habe das LSG festgestellt, es komme
hierauf vorliegend nicht entscheidend an, weil andere Gesichtspunkte gegen eine
ZugehÃ¶rigkeit zum dSK sprÃ¤chen, es kÃ¶nne aber nicht Ã¼bersehen werden,
daÃ� das LSG gleichwohl der mangelnden SchreibfÃ¤higkeit eine erhebliche
Bedeutung beigemessen habe. Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts
(BSG) kÃ¶nne nicht davon ausgegangen werden, daÃ� eine Person mit angeblich
abgeschlossener fremdsprachlicher Schulausbildung und in dieser Sprache
vermuteter SchreibfÃ¤higkeit nur dann dem dSK zugehÃ¶re, wenn sie die deutsche
Sprache sprechen, lesen und schreiben kÃ¶nne. Eine Mehrsprachigkeit stehe der
ZugehÃ¶rigkeit zum dSK nicht entgegen, wenn der Verfolgte die deutsche Sprache
wie eine Muttersprache beherrscht habe.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,
das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 11. November 1998
und das Urteil des Sozialgerichts DÃ¼sseldorf vom 26. August 1997 aufzuheben
und die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 4. August 1995 idF des
Widerspruchsbescheides vom 30. November 1995 zu verurteilen, Altersruhegeld
wegen Vollendung des 65. Lebensjahres unter Anerkennung von
Fremdbeitragszeiten von Juli 1940 bis MÃ¤rz 1944 und einer anschlieÃ�enden
(Verfolgungs-)Ersatzzeit zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,
die Revision des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

Sie ist der Ansicht, ein Verfahrensmangel iS einer Verletzung des Anspruchs auf
rechtliches GehÃ¶r sei nicht zu erkennen. Der entscheidungserhebliche Sachverhalt
sei bereits im Verwaltungs- bzw erstinstanzlichem Verfahren geklÃ¤rt worden. Das
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SG habe ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger habe zumindest die rumÃ¤nische Sprache vor
Verfolgungsbeginn auch schriftlich benutzen kÃ¶nnen. Aus der Dauer des
Volksschulbesuches sei auch zu entnehmen, daÃ� der KlÃ¤ger die rumÃ¤nische
Sprache in Wort und Schrift gelernt und damit Zugang zur rumÃ¤nischen Kultur
erhalten habe. Auch fÃ¼r die weitere Feststellung des LSG, der KlÃ¤ger habe keine
UmstÃ¤nde vorgetragen, die ihn noch am Gebrauch der deutschen Sprache in einer
fremdsprachigen Umgebung hÃ¤tten festhalten lassen, noch seien sonstige
UmstÃ¤nde hierfÃ¼r ersichtlich, habe es keines richterlichen Hinweises bedurft.
Diese Feststellung sei ein Ergebnis der Auskunft der HAST vom 28. Mai 1996, die
vom SG in das Verfahren eingefÃ¼hrt worden sei. Dies gelte auch fÃ¼r die vom
LSG getroffene Feststellung, daÃ� die deutschsprachigen EinflÃ¼sse bis zum
Verfolgungsbeginn immer geringer geworden seien.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

II

Die zulÃ¤ssige Revision des KlÃ¤gers ist iS einer ZurÃ¼ckverweisung der Sache an
das LSG begrÃ¼ndet. Die vorinstanzlichen Tatsachenfeststellungen reichen nicht
fÃ¼r eine Entscheidung darÃ¼ber aus, ob dem KlÃ¤ger ARG aus der deutschen
gesetzlichen Rentenversicherung zusteht.

Der Rentenanspruch des KlÃ¤gers richtet sich noch nach den Vorschriften des
Vierten Buches der Reichsversicherungsordnung (RVO), da der Rentenantrag
bereits im Juni 1990 â�� also bis zum 31. MÃ¤rz 1992 â�� gestellt worden ist und
sich auch auf die Zeit vor dem 1. Januar 1992 bezieht (vgl Â§ 300 Abs 2 des
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI)). GemÃ¤Ã� dem danach
anzuwendenden Â§ 1248 Abs 5 RVO erhÃ¤lt ARG ein Versicherter, der das 65.
Lebensjahr vollendet und die Wartezeit nach Abs 7 Satz 3 dieser Vorschrift erfÃ¼llt
hat, also eine Versicherungszeit von 60 Kalendermonaten zurÃ¼ckgelegt hat.
WÃ¤hrend der KlÃ¤ger bereits im Juli 1990 die Altersgrenze von 65 Jahren erreicht
hat, ist zwischen den Beteiligten streitig, ob er auch die erforderliche Wartezeit
vorweisen kann.

Auf die Wartezeit von 60 Kalendermonaten (vgl Â§ 1248 Abs 7 Satz 3 RVO) werden
neben Beitragszeiten auch Ersatzzeiten angerechnet (Â§ 1250 Abs 1 Buchst a und b
RVO). Anrechenbare Beitragszeiten iS der Â§Â§ 1249, 1250 RVO sind nach den
Feststellungen des LSG nicht gegeben. Die Anrechenbarkeit von
ErsatzzeittatbestÃ¤nden nach Â§ 1251 Abs 1 RVO setzt gemÃ¤Ã� Abs 2 der
Vorschrift das vorige Bestehen einer Versicherung oder die spÃ¤tere Aufnahme
einer versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit voraus. DafÃ¼r
besteht im Falle des KlÃ¤gers kein Anhalt, soweit es um Versicherungszeiten nach
der RVO geht.

Bei dem KlÃ¤ger kÃ¶nnte allerdings die BerÃ¼cksichtigung von
Versicherungszeiten nach Â§Â§ 15, 16 FRG in Betracht kommen, wodurch zugleich
eine Anrechnung von Ersatzzeiten mÃ¶glich wÃ¼rde. Â§ 15 Abs 1 Satz 1 FRG sieht
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vor, daÃ� Beitragszeiten, die bei einem nichtdeutschen TrÃ¤ger der gesetzlichen
Rentenversicherung zurÃ¼ckgelegt sind, den nach Bundesrecht zurÃ¼ckgelegten
Beitragszeiten gleichstehen. Nach MaÃ�gabe des Â§ 16 FRG gilt Entsprechendes
fÃ¼r BeschÃ¤ftigungszeiten in Vertreibungsgebieten. Zwar gehÃ¶rt der KlÃ¤ger â��
soweit ersichtlich â�� nicht zu dem gemÃ¤Ã� Â§ 1 FRG begÃ¼nstigten
Personenkreis. Insbesondere ist er offenbar kein anerkannter Vertriebener iS von Â§
1 des Bundesvertriebenengesetzes (BVFG). Ihm kann jedoch die Regelung des Â§ 20
des WGSVG zugute kommen, die durch Art 21 Nr 4 des Rentenreformgesetzes 1992
rÃ¼ckwirkend zum 1. Februar 1971 (vgl Â§ 20 Abs 3 Satz 1 WGSVG) neu gefaÃ�t
worden ist. Nach Abs 1 Satz 1 dieser Vorschrift stehen bei Anwendung des FRG den
anerkannten Vertriebenen iS des BVFG vertriebene Verfolgte gleich, die lediglich
deswegen nicht als Vertriebene anerkannt sind oder anerkannt werden kÃ¶nnen,
weil sie sich nicht ausdrÃ¼cklich zum deutschen Volkstum bekannt haben. FÃ¼r die
Feststellung der danach erheblichen Tatsachen genÃ¼gt es, wenn sie glaubhaft
gemacht sind (vgl Â§ 4 FRG; Â§ 3 WGSVG).

Nach den Feststellungen des LSG ist der KlÃ¤ger Verfolgter iS des Â§ 1 BEG. Da er
vor dem 1. Juli 1990 RumÃ¤nien verlassen hat, kann er auch Vertriebener
(Aussiedler) iS von Â§ 1 Abs 2 Nr 3 BVFG sein. Das weitere Tatbestandsmerkmal
dieser Norm, nÃ¤mlich die (damalige) deutsche VolkszugehÃ¶rigkeit (vgl dazu Â§ 6
BVFG), wird dadurch ersetzt, daÃ� Â§ 20 Abs 1 Satz 2 WGSVG auf Â§ 19 Abs 2
Buchst a Halbsatz 2 WGSVG verweist. Danach genÃ¼gt es, soweit es auf die
deutsche VolkszugehÃ¶rigkeit ankommt, daÃ� Verfolgte im Zeitraum des
Verlassens des Vertreibungsgebietes dem dSK angehÃ¶rt haben.

Wie der erkennende Senat in seinen Entscheidungen vom 10. MÃ¤rz 1999 â�� B 13
RJ 83/98 R (BSG SozR 3-5070 Â§ 20 Nr 7), B 13 RJ 87/97 R, B 13 RJ 25/98 R, B 13 RJ
35/98 R, B 13 RJ 65/98 R sowie B 13 RJ 81/98 R â�� im AnschluÃ� an die bisherige
Rechtsprechung des BSG und des Bundesgerichtshofs (BGH) ausfÃ¼hrlich dargelegt
hat, kommt es fÃ¼r die ZugehÃ¶rigkeit zum dSK vorrangig auf die Sprache an.
Danach kann der Verfolgte bei Mehrsprachigkeit dem dSK zugerechnet werden,
wenn er die deutsche Sprache wie eine Muttersprache beherrscht und sie in seinem
persÃ¶nlichen Bereich Ã¼berwiegend verwendet hat (vgl BGH RzW 1970, 503, 505;
1972, 266; 1974, 247; BSG SozR 5070 Â§ 20 Nrn 4, 13; BSG SozR 3-5070 Â§ 20 Nrn
1, 2). Beide Merkmale, also Sprachbeherrschung wie Sprachgebrauch, sind unter
BerÃ¼cksichtigung der VerhÃ¤ltnisse des Einzelfalls zu beurteilen. Kann jemand in
einer anderen Sprache, aber nicht in der deutschen schreiben, bedarf es
dementsprechend der PrÃ¼fung, ob fÃ¼r ihn eine zumutbare MÃ¶glichkeit
bestanden hat, die deutsche Schriftsprache zu erlernen (vgl BGH RzW 1980, 22, 23;
AmtlMitt LVA Rheinpr 1986, 225, 229). Bei der Feststellung eines Ã¼berwiegenden
Sprachgebrauchs wiederum ist die Gesamtheit der individuellen Kommunikation des
Verfolgten im persÃ¶nlichen Lebensbereich in Betracht zu ziehen.

Gemessen an diesen Kriterien erlauben die Tatsachenfeststellungen des LSG keine
abschlieÃ�ende Beurteilung dazu, ob die damalige Beherrschung und der Gebrauch
der deutschen Sprache durch den KlÃ¤ger ausreichen, um ihn dem deutschen
Sprachkreis zuzurechnen. Was das Beherrschen der deutschen Sprache anbelangt,
so hat sich das LSG ausdrÃ¼cklich nicht festgelegt, in welchem Umfang der KlÃ¤ger
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deutsch sprechen, lesen und schreiben konnte. Es hat zwar festgestellt, der KlÃ¤ger
habe die rumÃ¤nische Sprache in Wort und Schrift beherrscht, weshalb ihm Kultur
und Weltbild durch diese Sprache zumindest in gleichem Umfang wie durch die
deutsche Sprache vermittelt worden seien; ohne vorherige Feststellungen Ã¼ber
den Umfang der jeweiligen Sprachbeherrschung kann dieser SchluÃ� jedoch nicht
nachvollzogen werden. Auch wenn der KlÃ¤ger nicht die deutsche Schriftsprache
beherrschte, so bedarf es doch nÃ¤herer Feststellungen zur Beherrschung der
deutschen Sprache im Ã¼brigen. Soweit das LSG maÃ�geblich auf die durch die
rumÃ¤nische Sprache geprÃ¤gte Schulausbildung abgestellt hat, fehlen
Feststellungen, ob fÃ¼r den KlÃ¤ger Ã¼berhaupt eine MÃ¶glichkeit bestand, eine
deutsche Schule zu besuchen, um die deutsche Schriftsprache zu erlernen.
Immerhin hat die in Israel durchgefÃ¼hrte SprachprÃ¼fung ergeben, daÃ� der
KlÃ¤ger Ã¼ber deutschsprachige Kenntnisse verfÃ¼gt, wie sie nur von
"Muttersprachlern" erwartet werden kÃ¶nnen. Ob er neben dem Sprechen und
Lesen der deutschen Sprache auch die deutsche Schriftsprache beherrschte, kann
mÃ¶glicherweise offenbleiben, wenn bereits ohne BerÃ¼cksichtigung der
Beherrschung der Schriftsprache eine eindeutige Aussage Ã¼ber die
Sprachbeherrschung insgesamt mÃ¶glich ist. Gerade hierzu hat das LSG aber keine
Feststellungen getroffen.

Des weiteren ist das LSG davon ausgegangen, der KlÃ¤ger sei von seiten seines
Elternhauses deutschsprachigen EinflÃ¼ssen ausgesetzt gewesen, ohne jedoch den
Umfang des Sprachgebrauchs genauer zu bestimmen. Bei dem Hinweis auf die
deutschsprachigen EinflÃ¼sse ist unklar, in welcher IntensitÃ¤t diese vorlagen und
ob sie zu einem Sprachgebrauch im obigen Sinne fÃ¼hrten. Insofern ist es vom LSG
unterlassen worden, den Gesamtbereich der mÃ¼ndlichen und schriftlichen
Kommunikation des KlÃ¤gers konkret zu erfassen und in Beziehung zu setzen zum
Umfang seines eventuell nur mÃ¼ndlichen Gebrauchs der deutschen Sprache. In
diesem Zusammenhang kann es auch ausschlaggebend sein, ob die GroÃ�eltern
oder sogar noch die Eltern des KlÃ¤gers dem dSK angehÃ¶rten. Das LSG hat eine
ZugehÃ¶rigkeit der Eltern des KlÃ¤gers zum dSK offenbar fÃ¼r mÃ¶glich gehalten.
Diesem Umstand kann vor allem Bedeutung zukommen, wenn der KlÃ¤ger bis zum
Beginn der Verfolgung noch in seinem Elternhaus gelebt hat, wie von ihm
vorgebracht wird. FÃ¼r diesen Fall mÃ¼Ã�ten die nÃ¤heren UmstÃ¤nde ermittelt
werden, aus denen das LSG auf einen immer geringeren deutschsprachigen
EinfluÃ� auf den KlÃ¤ger in der relativ kurzen Zeitspanne bis zu dessen Verfolgung
geschlossen hat. Allein der Umstand, daÃ� er auÃ�erhalb des Elternhauses die
rumÃ¤nische Sprache benutzt haben mag, zwingt nicht zu dem SchluÃ�, eine
ZugehÃ¶rigkeit zum dSK sei ausgeschlossen. Dies gilt vor allem dann, wenn eine
nur kleine deutsche Minderheit im fremdsprachigen Umfeld gelebt hat und der
KlÃ¤ger von daher bei den Kontakten zu diesem Umfeld auf den Gebrauch der
fremden Sprache angewiesen war. Andererseits kann vorliegend im Hinblick auf den
von der HAST mitgeteilten geringen BevÃ¶lkerungsanteil, der sich im Heimatort des
KlÃ¤gers zum deutschen Sprachtum bekannt hatte, allein aus dem Beherrschen der
deutschen Sprache nicht zwingend auf die ZugehÃ¶rigkeit zum dSK geschlossen
werden. Es bedarf vielmehr der PrÃ¼fung des Gebrauchs der deutschen Sprache im
persÃ¶nlichen Umfeld. Hierzu hat der KlÃ¤ger zwei Zeugen benannt, so daÃ� eine
weitere KlÃ¤rung des Sachverhalts mÃ¶glich erscheint. Zwar haben die Zeugen in
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ihren vorliegenden schriftlichen ErklÃ¤rungen tatsÃ¤chlich nur zum Sprachgebrauch
im Elternhaus Aussagen gemacht, es kann aber nicht ausgeschlossen werden, daÃ�
sie auf entsprechende Nachfragen auch zum Sprachgebrauch des KlÃ¤gers in
seinem Ã¼brigen persÃ¶nlichen Umfeld bis zum Verfolgungsbeginn noch nÃ¤here
Angaben machen kÃ¶nnen.

Kann demnach die ZugehÃ¶rigkeit des KlÃ¤gers zum dSK noch nicht sicher beurteilt
werden, so vermag dieser auch aus dem am 1. Juli 1990 in Kraft getretenen Â§ 17a
FRG keine Rechte herzuleiten. Denn diese Bestimmung begÃ¼nstigt ebenfalls nur
Personen, die dem dSK angehÃ¶rt haben. Ebensowenig ergibt sich aus dem
Abkommen vom 17. Dezember 1973 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und
dem Staat Israel Ã¼ber soziale Sicherheit (Abk Israel SozSich) ein Anspruch des
KlÃ¤gers auf Anrechnung seiner in RumÃ¤nien zurÃ¼ckgelegten
BeschÃ¤ftigungszeiten in der deutschen gesetzlichen Rentenversicherung.

Da der erkennende Senat die insoweit erforderlichen Ermittlungen im
Revisionsverfahren nicht selbst durchfÃ¼hren kann (vgl Â§ 163 SGG) ist das
Berufungsurteil gemÃ¤Ã� Â§ 170 Abs 2 Satz 2 SGG aufzuheben und die Sache zur
erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurÃ¼ckzuverweisen.

Bei diesem Ergebnis kommt es auf die BegrÃ¼ndetheit der vom KlÃ¤ger erhobenen
VerfahrensrÃ¼gen nicht mehr an.

Das LSG wird auch Ã¼ber die Kosten des Revisionsverfahrens zu entscheiden
haben.

Erstellt am: 25.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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